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In der Bundesrepublik Deutschland leben über 14 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund. In den nächsten 20-30 Jahren werden wir in den Großstädten kaum Schulen haben, in denen der Anteil von Schüler/-innen nichtdeutscher Herkunftssprache unter 50% sein wird. Aus diesem Grund wird es in nächster Zukunft die Hauptaufgabe der Politik die Sachaffung der Eingliederungs- und Teilhabechancen und –möglichkeiten sein.

Für uns heißt Integration Partizipation. Ohne Partizipation werde es kaum eine Integration geben. Und Integration wird es erst dann vorliegen, wenn ethnische, soziale oder kulturelle Zugehörigkeit für den Zugang zu den zentralen Gütern der Gesellschaft nicht mehr eine entscheidende Rolle spielt.

Integrationsindikatoren in diesem Zusammenhang sind an erster Stelle die Bildungs- und die Arbeitsmarktsstatistiken. Hieraus erkennen wir, ob die schulische Partizipation gelungen ist. In den letzten Jahren haben sich die Abschlüsse von Zuwandererkindern im Gegensatz zu der öffentlichen Wahrnehmung verbessert. 1980 war 50% der türkischen Schüler/-innen ohne einen Abschluss, in diesem ist es Jahr 24% (im Vergleich: 10% deutsche Schüler/-innen verlassen die Schule ohne jeglichen Abschluss). Die Arbeitslosenquote ist doppelt so hoch, wie bei den der Deutschen. Hier spielt insbesondere der hohe Anteil der sozialen Unterschicht bei den Zuwanderer/-innen (80%, bei Deutschen 13%) eine entscheidende Rolle. Unserer Meinung nach handelt es sich hier eher um ein Schicht- bzw. soziales Problem, als ein ethnisches. Wir sprechen vom kumulierten Unterschichtproblem.
Die Freizeitkontakte der Menschen mit Migrationshintergrund mit deutschen und anderen Nationalitäten ist ein weiterer Indikator für die Integration. Hier gibt es keine großen Veränderungen in den letzten Jahren.

Die Ehen zwischen Deutschen und Nichtdeutschen haben auch eine bestimmte Aussage über die Eingliederung von Menschen mit Migrationshintergrund. Der Anteil der Heiraten türkischer Männer mit deutschen Frauen hat stark zugenommen: von 3,5% auf 11,3%. Bei türkischen Frauen sind die Anteile ebenfalls steigend: von 1,7% auf 12,5%.

Ein weiteres Indiz für die Eingliederung ist die subjektiv empfundene Zugehörigkeit zur Aufnahmegesellschaft. Hier sehen wir in den letzten Monaten eine negative Entwicklung, die insbesondere mit der Erhöhung des Drucks auf türkische Migrant/-innen zu erklären ist. Dieser Druck wird als Assimilation empfunden und verringert die Identifikation mit dem Land.

Bei den Integrationskursen stellen wir fest, dass die Teilnahmebereitschaft und der Teilnahmewunsch an diesen Kursen insbesondere von bereits vor 1.1.2005 lebenden Zuwanderer/-innen viel häufiger sind. Das Problem der Deutschkurse ist es aber, dass innerhalb von 600 Stunden das Niveau B1 nicht oder kaum erreichbar ist. Diese Stufe ist nur mit Vorkenntnissen möglich. Die hohe Klassenstärke ist ein weiteres Hindernis für die Erreichung dieses Ziels. Es fehlt des Weiteren an notwendigen Differenzierungen, z.B. Vorbildungen sollten möglichst berücksichtigt werden. Bei speziellen Gruppen sollte es möglich sein, die Stunden zu erhöhen. Über eine Zielgruppenerweiterung für bereits eingebürgerte Personen und EU-Bürger/-innen müsste nachgedacht werden.
Eine Verzahnung der Kurse mit Arbeits- und Ausbildungs- oder Weiterbildungs-angeboten sollte erstrebt werden. Hierfür wäre eine Zusammenarbeit der örtlich zuständigen Mitarbeiter/-innen von BAMF mit den Jobcentern und kommunalen Einrichtungen (wie Jugendämter, Integrationsbeauftragten, Migrantenselbst-organisationen) denkbar, um vor Ort gemeinsame Strategien zu entwickeln.

Die Vergütung von 2,05 € pro Std/TN ist nicht akzeptabel, reduziert stark die Qualität der Kurse. Der bürokratische Mehraufwand bei der Durchführung der Kurse (bis zu 14 Verwaltungsvorgängen) müsste ebenfalls beseitigt werden.

Die Teilnahmeverpflichtung im Zusammenhang mit Sanktionen ist kein geeignetes Mittel, da dies für z.B. assoziationberechtigte türkische Staatsbürger/-innen nicht anzuwenden sind. Anstelle dieser Methodik sollten Anreize geschaffen werden, um die Beteiligung von Neuzuwander/-innen zu fördern. Hierbei wäre z.B. denkbar, dass an Integrationskursen erfolgreich teilgenommenen Personen die Niederlassungs-erlaubnis nach 3 Jahren zu erteilen.

Die Frage des Wiedererwerbs der türkischen Staatsangehörigkeit nach dem 1.1.2000 beschäftigt uns seit Anfang 2005, nachdem das neue Zuwanderungsgesetz erstmals eine Möglichkeit für den Aufenthaltsstatus geschafft hat. Zuerst muss angemerkt werden, dass es bei den über 40.000-45.000 Menschen um einen Antrag vor dem 1.1.2000 handelt. Diese Menschen haben ihre Anträge vor Inkrafttreten des neuen Staatsangehörigkeitsrechts bei türkischen Behörden gestellt, wurden aber nach 2000 eingebürgert, das das Verfahren in der Türkei lange gedauert hat. Für diese Personengruppe ist immer noch keine befriedigende Lösung gefunden. Umso problematischer ist es, dass die Bundesländer unterschiedliche Wege gegangen sind.

Man hätte das Problem durch eine rückwirkende Übergangsregelung lösen können. Leider hat das Bundesinnenministerium dies nicht gewollt. Hierzu hatte die TGD entsprechende Gesetzesvorschläge gemacht. Des Weiteren kann man das Problem noch heute vermindern, indem den ehemaligen Deutschen eine Niederlassungserlaubnis erteilt wird. Hierzu bedarf es nur eine kleine Änderung im § 38 AufentG. 

Es ist integrationspolitisch kontraproduktiv, dass diese Menschen, die schon mal Deutscher waren, plötzlich nur noch einen befristeten Titel erhalten. 
Übrigens ist anzumerken, dass dieses Problem auch viele Deutsche im Ausland und Aussiedler aus den ehemaligen Sowjetrepubliken betrifft. 

Die Rolle der Migrantenselbstorganisationen im Eingliederungsprozess ist ebenfalls sehr wichtig. Es wäre darüber nachzudenken, ob wie mit der Jüdischen Gemeinde entsprechende Staatsverträge abzuschließen, ob einerseits diese Organisationen in den Prozess einzubinden, andererseits eine Verpflichtung von diesen zu erwarten.

Grundsätzlich ist aber anzumerken, dass beim Integrationsprozess die Migrantenorganisationen in alle Entscheidungsprozesse einzubeziehen, damit die Sichtweisen dieser auch Berücksichtigung finden.

Die Türkische Gemeinde in Deutschland bedankt sich für diese Möglichkeit und wird ihren Beitrag zu mehr Partizipation leisten.
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